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Thema:

Festsetzung Höchstbetrag Kassenkredit 

Finanzielle Auswirkungen

Haushaltsjahr: 2012 ff. Produktkonto: 61200.3317100

Gesamtkosten:
nach

Inanspruchnahme Eigenanteil: 0 €

Folgekosten:
Zinsen nach

Inanspruchnahme Mittel stehen zur Verfügung in Höhe von:
siehe jährlicher
Haushaltsplan

Deckungsvorschlag:

Beschlussentwurf:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den Höchstbetrag des Kassenkredites
gemäß § 76 Abs. 2 BbgKVerf für das Haushaltsjahr 2012 und folgende Haushaltsjahre auf
4.300.000,00 € festzusetzen.  

Beratungsergebnis
Datum Gremium Ein-

stimmig
Mit

Mehrheit
Ja Nein Enth. Laut

Beschluss-
Entwurf

Abweichende(r)
Empfehlung/Beschluss

Unterschrift
d. Protokollf.

1 29.09.2011 FR-A
2 10.10.2011 HAU
3 20.10.2011 SVV
4
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Beschlussvorlage

X öffentlich nicht öffentlich
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Begründung:

Zur rechtzeitigen Auszahlung von Lieferungen und Leistungen kann die Stadt Prenzlau
Kassenkredite aufnehmen, soweit dafür keine anderen finanziellen Mittel zur Verfügung
stehen.

Nach der neuen Kommunalverfassung ist es möglich, außerhalb der jährlichen
Haushaltssatzung einen Kassenkreditrahmen zu beschließen.

Falls eine Beschlussfassung zur jährlichen Haushaltssatzung erst im Februar erfolgt, ist
somit die Stadtkasse ermächtigt, eine Kassenkreditaufnahme, falls notwendig, im Januar
vorzunehmen. Der Beschluss soll über das Haushaltsjahr 2012 hinaus gelten.

Mit der Durchführung der Landesgartenschau im Jahre 2013, die aus EU-Mitteln
finanziert wird, muss die Stadt Prenzlau, trotz der vorliegenden Zuwendungen vom Land,
viele investive Maßnahmen vorfinanzieren. Die Einzahlungen aus den Zuwendungen
erhält die Stadt nach dem Erstattungsprinzip. Es kann daher zu Liquiditätsengpässen
kommen und eine Beschlussfassung zur Kassenkreditaufnahme ist notwendig.

Als Richtgröße kann dabei weiterhin die bisher geltende Genehmigungsgrenze von 1/6
der Einzahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit angesetzt werden.

Die Stadt liegt mit dem Betrag von 4.300.000,00 €  unter dieser Grenze.
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